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chs. rOm. italien fürchtet, im neuen 
Wettlauf um staatliche industriehilfen 
zurückzufallen, denn der finanzpoliti-
sche Spielraum des landes ist auf-
grund seiner hohen Staatsverschul-
dung gering. Daher hat der italieni-
sche Wirtschafts- und Finanzminister 
giancarlo giorgetti gereizt auf die 
reise von Wirtschaftsminister robert 
Habeck und dem französischen 
Finanzminister Bruno le maire in die 
Vereinigten Staaten reagiert. Die 
minister haben dort angesichts der 
massiven Staatshilfen im Zuge des 
„inflation reduction act“ auf ein aus-
gewogeneres Vorgehen gedrungen. 
„Die reise ist eine initiative von zwei 
ländern, keine europäische initiative. 
Doch wir brauchen eine europäische 
antwort“, sagte giorgetti in einem 
gespräch mit Journalisten in rom. 
„Wenn das italien gemacht hätte, wäre 
das land als souveränistisch und anti-
europäisch kritisiert worden.“ 

unter einer europäischen antwort 
stellt sich italien einen eu-Fonds für 
industriepolitik vor wie etwa den wäh-
rend der Pandemie geschaffenen euro-
päischen Wiederaufbaufonds. „Doch 
das thema ist aus meiner Sicht poli-
tisch noch nicht reif“, sagte giorgetti. 
Stattdessen macht italien einen ande-
ren Vorstoß: Staatshilfen für unterneh-
men und Sektoren, die von der eu-
Kommission genehmigt sind, sollten 
aus den europäischen regeln zur 
Begrenzung der Staatsschulden heraus-
genommen werden. Die maastricht-
regeln sind zurzeit ausgesetzt, auf 
europäischer ebene wird über eine 
neugestaltung verhandelt. „einige 
länder haben mehr finanzpolitischen 
Spielraum als andere. Wenn jetzt ein 
Subventionswettlauf beginnt, dann 
besteht das risiko, dass ein Pfeiler 
europas unterminiert wird – der 
gemeinsame markt“, sagte giorgetti. 
er könne „die idee nicht akzeptieren, 
dass Projekte wie Ökologie, 
energie-wende und igitalisierung alle 
Charak-

teristiken haben, um in europa öffent-
lich gefördert zu werden, gleichzeitig 
werden sie bei den Budgetregeln aber 
nicht gesondert behandelt“.

 Sorgen vor einer neuen italieni-
schen Schuldenspirale begegnet der 
minister mit der Versicherung, dass 
italien finanzpolitische umsicht wal-
ten lassen wolle: „Wir haben eine 
hohe Staatsverschuldung. Daraus 
ergibt sich die Pflicht, keine Probleme 
für andere länder und für italien zu 
kreieren.“ Der jüngste Haushalt, der 
die neuverschuldung  reduzierte, habe 
dieses Verantwortungsbewusstsein 
gezeigt; „auch die märkte haben das 
verstanden“. 

 Der minister kündigte eine Über-
prüfung der aktuellen italienischen 
Wiederaufbau-Projekte an. Denn er 
kennt die gegenargumente in Berlin 
oder teilweise in Brüssel: Warum soll 
neues europäisches geld fließen, 
wenn die überwiesenen mittel noch 
nicht ausgegeben sind? in dieser lage 
befindet sich italien. es hat viele eu-
milliarden noch  nicht investiert, weil 
es an technischen Planungskapazitä-
ten fehlt und ausschreibungen bei-
spielsweise nicht in gang gekommen 
sind. alle ministerien würden in weni-
gen Wochen listen über stecken 
gebliebene und aus heutiger Sicht 
weniger relevante Projekte vorlegen, 
dann solle es zu Streichungen kom-
men, kündigt der minister an.

 rom will freilich nicht auf geld aus 
Brüssel verzichten, sondern die mittel 
für andere Projekte einsetzen. um ein 
energie-Drehkreuz für europa zu wer-
den, wäre es etwa gut, die infrastruktur 
für den energietransport von Süd- 
nach norditalien auszubauen, sagte 
giorgetti. Zudem müsste die inflation, 
die Kostenrechnungen zunichtege-
macht hat, berücksichtigt werden. eine 
Verlängerung für das auslaufen der 
Wiederaufbaufonds-mittel, die  2026 
vorgesehen ist, könne sich die italieni-
sche regierung auch vorstellen.

Italien reagiert gereizt auf 
Habecks Amerikareise 
Finanzminister will ausnahmen für Schuldenregel

M it einem green Deal industrial 
Plan will die europäische Kom-
mission auf entsprechende 

industrieprogramme in den uSa oder 
China antworten. Das Beihilfe-regime 
der eu –  einst Bollwerk des Binnenmark-
tes –  soll dafür weiter aufgeweicht, kriti-
sche Schlüsselindustrien gestützt und 
Steuererleichterungen nach uS-Vorbild 
ermöglicht werden. aus angst, dass nicht 
alle länder gleich hohe Subventionen 
zahlen können, soll in Kürze ein europäi-
scher Souveränitätsfonds folgen. Doch 
Wettbewerbsfähigkeit erreicht man nicht 
durch Subventionen, und die Souveränität 
europas entscheidet sich nicht an neuen 
gemeinsamen Schuldenvehikeln. im 
gegenteil: ein modell, das auf eine fatale 
mixtur von mehr Zentralismus, umvertei-
lung und Bürokratie setzt, erweist dem 
europäischen Projekt einen Bärendienst. 
europas erfolgsmodell lautet eigenver-
antwortung und Wettbewerb.

es entsteht zunehmend der eindruck, 
dass hinter dem Deckmantel einer ant-
wort auf den amerikanischen inflation 
reduction act (ira) wirtschaftspolitische 
Konzepte eingebracht werden, die zuvor zu 
recht als ladenhüter abgewiesen wurden 
oder deren untauglichkeit sich bereits 
erwiesen hat. Der Souveränitätsfonds etwa 
ist ganz offensichtlich alter französischer 
Wein in neuen Schläuchen – Schlechtwet-
terfonds, eurozonenbudget, Solidaritäts-
fonds oder Fiskalkapazität waren nur eini-
ge der namen seiner gedanklichen Vor-
gänger. alle diese Konzepte zeichnen sich 

dadurch aus, dass sie die einheit von 
Handlung und Haftung weiter auflösen 
und eine umverteilung bestehenden 
Wohlstands vornehmen wollen. Doch 
europa sollte sich auf die Schaffung neuen 
Wohlstands konzentrieren. Denn die eu 
schwankt nicht wegen zu wenig Solidari-
tät, fehlender Fonds oder eines mangels an 
politischen Programmen. 

gerade europa hat doch längst die 
erfahrung gemacht, dass politische 
Wachstumsprogram-
me keine Wunder-
mittel sind. nach der 
Finanzkrise startete 
die eu 2009 den 
sogenannten euro-
pean economic 
recovery Plan. Der 
Juncker Plan wurde 
kurz danach als investment Plan for 
europe gefeiert und hat 360 milliarden 
euro mobilisiert. Das ergebnis all dieser 
Programme war niederschmetternd. Die 
Wachstumsraten schwach, Produktivi-
tätssteigerungen kaum vorhanden, und 
investitionstätigkeiten nahmen keine 
Fahrt auf. 

auch die erfahrungen der gemeinsa-
men europäischen Schuldenaufnahme 
werden fahrlässig negiert. als die euro-
päische Zentralbank ende 2021 ankün-
digte, ihre anleihekaufprogramme 
zurückzufahren, stiegen die risikoauf-
schläge der euroanleihen schneller an als 
die der einzelnen eu-Staaten. Die risi-
koprämien sind mittlerweile nicht mehr 

nur höher als die der länder mit dem 
besten Bonitätsrating, etwa Deutschland, 
sondern übersteigen auch die von Frank-
reich und bei einigen laufzeiten selbst 
die Spaniens, das mit einem deutlich 
schlechteren risikoprofil ausgestattet ist. 
Der Spread ist nun sogar höher als der 
von europäischen unternehmensanlei-
hen mit top-Bonität. Die europäischen 
anleihen sind augenscheinlich nicht das 
erhoffte Safe asset der europäischen 

Währungsunion.
Weder eine immer 

stärker von Beamten 
mit Plänen gesteuerte 
und bevormundete 
Wirtschaft noch stetig 
neue Schuldenvehikel 
für bereits überschul-
dete Staaten lösen die 

grundlegenden Probleme der eu. im 
gegenteil, sie lähmen europa. Die eu 
muss sich stattdessen wieder auf die Prin-
zipien besinnen, die sie wirtschaftlich 
stark gemacht haben: markt, Wettbewerb 
und Subsidiarität. europa braucht eine 
klare agenda für Wachstum und Wettbe-
werbsfähigkeit. Dafür gibt es eine reihe 
von Hebeln: 

Energie- und Klimapolitik: Deutlich 
höhere gas- und Stromkosten sind ein 
fundamentaler Wettbewerbsnachteil. 
umso wichtiger ist die Stabilisierung der 
energieversorgung und -preise durch die 
Weiterentwicklung der energieunion und 
angebotsausweitungen. 

 Verkehr und Transport: es braucht die 
garantie von technologieoffenheit und 
Wettbewerbsfähigkeit zur Dekarbonisie-
rung des Verkehrs statt staatlichen und 
marktentkoppelten Protegierens einzelner 
antriebs- oder Kraftstofftechnologien.

Kapitalmarktunion: europa darf sich die 
ineffizienz einer Vielzahl zersplitterter 
Kapitalmärkte nicht länger leisten. es 
kommt jetzt darauf an, eine europäische 
Finanzierungsarchitektur zu gestalten, die 
das riesige Potential an privatem Kapital 
in europa effizient nutzt. 

große Potentiale liegen auch in der euro-
päischen Sicherheitspolitik, bei infra-
strukturthemen, der Öffnung des Dienst-
leistungsmarktes oder der gestaltung des 
digitalen Ordnungsrahmens. Die Furcht 
vor einer bipolaren, von China und den 
uSa dominierten Weltordnung unter-
schätzt deshalb die europäischen möglich-
keiten. europa hat eine gewaltige wirt-
schaftliche Potenz und einen wettbe-
werbsfähigen, innovativen Kapitalstock, 
die es in die Waagschale werfen kann. Der 
eu-Binnenmarkt ist der größte gemeinsa-
me Wirtschaftsraum der Welt. es gibt eine 
starke gemeinsame Wettbewerbspolitik. 
60 Prozent der weltweiten Hidden Cham-
pions sind in europa zu Hause. es gilt sich 
endlich mehr auf diese Stärken zu besin-
nen und sie konsequenter auszubauen.
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Eine Wachstumsagenda  für die EU 
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Die  erfahrungen der 
gemeinsamen

  Schuldenaufnahme
 werden negiert.

italien gesperrt – zum unwillen von 
Deutschland und anderen  Staaten. Sie 
dürften nun darauf dringen, dass der 
ministerrat in den anstehenden trilog-
Verhandlungen auf das Parlament zugeht. 
erst wenn beide Seiten sich auf eine linie 
geeinigt haben, können die neuen regeln 
in Kraft treten. Ziel ist, das die einigung 
noch vor der Sommerpause steht.

auch im eu-Parlament gab es Wider-
stand gegen zu ehrgeizige Ziele – allen 
voran vonseiten der Christdemokraten. 
Der Kompromiss enthält deshalb eine rei-
he von ausnahmen. So sind historische 
gebäude nicht betroffen, das gilt auch für 
gebäude, für die der Denkmalschutzpro-
zess läuft. Das ist ein Versuch, italien mit 
seinem hohen Bestand historischer ge -
bäude an Bord zu holen. ausgenommen 
sind auch religiöse gebäude, Ferienhäuser 
und „kleine Häuser“. Zudem können die 

Staaten den Hauseigentümern mehr Zeit 
verschaffen, die mindestziele zu erreichen, 
etwa wenn es nicht genügend arbeitskräf-
te für die renovierungsarbeiten gibt oder 
die arbeiten extrem teuer sind. Diese aus-
nahmen dürfen aber nicht mehr als 22 Pro-
zent des Bestands betreffen und laufen 
2037 aus. Heftige Kritik von Klimaschüt-
zern hat hervorgerufen, dass der einbau 
von gasboilern, die auch mit Wasserstoff 
betrieben werden können, positiv ange-
rechnet werden kann. 

Wie sie die Ziele erreichen, können die 
Staaten selbst entscheiden. auch handelt 
es sich bei den effizienzzielen nicht um 
europäische Ziele, sondern nationale. in 
einem ersten Schritt sollen deshalb die je 
schlechtesten 15 Prozent der gebäude in 
den eu-Staaten in die höchste effizienz-
klasse g eingestuft werden. Das allein 
verschaffe den Staaten Flexibilität, argu-

mentiert der im Parlament federführend 
zuständige „Berichterstatter“, der irische 
abgeordnete der grünen, Ciarán Cuffe. 

Die eu brauche die strikten Vorgaben 
für die gebäudesanierung nicht zuletzt, 
um Druck auf die Vermieter auszuüben, 
sagte Cuffe. Sie hätten ansonsten keinen 
anreiz, um die energiekosten für ihre 
mieter zu senken – und das obwohl eine 
Steigerung der effizienz um zwei Klassen 
von g auf e durch leichte eingriffe, wie 
das austauschen einfach verglaster Fens-
ter oder den einbau einer neue Heizung, 
erreicht werden könne. grundsätzlich 
würden vor allem sozial schwache men-
schen von dem eu-gesetz profitieren. Sie 
wohnten oft in Häusern mit einer schlech-
ten energiebilanz. Schon vor der energie-
krise hätten es sich 31 millionen europäer 
nicht leisten können, ihre Wohnungen an -
gemessen zu heizen. 

D ie Zahlen sprechen eine deut -
liche Sprache: gebäude verur-
sachen 40 Prozent des ener-
gieverbrauchs und 36 Prozent 

der treibhausgasemissionen in der eu. 
Wenn die eu ihre Klimaziele erreichen 
will, führt an einer grundlegenden Sanie-
rung von Wohnhäusern und Bürogebäu-
den kein Weg vorbei – zumal die meisten 
der mehr als 200 millionen immobilien in 
der eu auch 2050 noch stehen dürften, 
wenn die eu klimaneutral sein will. Die 
europä ische Kommission hat deshalb 
ende 2021 neue Ziele dafür vorgelegt. 

Das eu-Parlament will diese nun ver-
schärfen: nach einem von allen proeuro-
päischen Fraktionen vereinbarten Kom-
promiss sollen alle Wohngebäude 2033  
mindestens die energieeffizienzklasse D 
erreichen. Für öffentliche gebäude und 
Büros soll das schon drei Jahre früher 
gelten. Die eu-abgeordneten wollen den 
Kompromiss an diesem Donnerstag im 
industrieausschuss annehmen. 

Das Parlament steuert damit auf einen 
Konflikt mit dem ministerrat der Staaten 
zu. Der hatte im Herbst nur mindestziele 
für öffentliche und Bürogebäude verein-
bart. Sie sollen bis 2034 zudem nur die 
effizienzklasse e erreichen. Für die den 
großteil aller gebäude ausmachenden 
Wohnhäuser ist kein mindestziel vorgese-
hen, sondern nur dass sie im Durchschnitt 
bis 2033 die Klasse D erreichen. gegen 
ehrgeizigere Ziele hatte sich insbesondere 

Wohnhäuser sollen 2033 
mindestens die 
energieklasse D 
erreichen, fordert das 
eu-Parlament. Vielen 
Staaten passt das nicht. 
Von Hendrik Kafsack, 
Brüssel
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